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I. Problemstellung 
 
Mit fortschreitender europäischer Integration wirkt das Recht der Euro-
päischen Gemeinschaften immer weiter in die nationalen Rechtsordnungen 
hinein. Dabei werden immer mehr Rechtsgebiete vom Gemeinschaftsrecht 
erfasst. Während die Regelungen des Gemeinschaftsrechts zunächst haupt-
sächlich das handels- und wettbewerbsbeschränkende Verhalten des Staa-
tes und damit das öffentliche Recht zum Gegenstand hatten, geriet im  
Laufe der Zeit zunehmend auch der Bereich des materiellen Privatrechts in 
das Blickfeld der Gemeinschaft1. Dabei geht es nicht allein darum, die 
Rechtspositionen des einzelnen Unionsbürgers zu schützen und auszuwei-
ten; die Geltendmachung und Durchsetzung der gemeinschaftsrechtlichen 
Rechte durch den Einzelnen soll vielmehr gleichzeitig auch zum Funktio-
nieren des Binnenmarktes beitragen2.  

Mit der Zunahme gemeinschaftsrechtlicher Regelungen auf dem Gebiet 
des Privatrechts gewinnt das nationale Zivilverfahren eine wachsende Be-
deutung für die Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts3.  

Im Rahmen des gemeinschaftsrechtlichen Rechtsschutzsystems sind die 
beiden europäischen Gerichte, der Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften (EuGH) und das Gericht erster Instanz (EuG), nur für die in den 
Gemeinschaftsverträgen enumerativ aufgezählten Rechtsstreitigkeiten zu-
ständig4. Im Zusammenhang mit Privatrechtsstreitigkeiten ist das Vorab-
entscheidungsverfahren gemäß Art. 234 EG relevant: Die nationalen Zivil-
gerichte sind berechtigt und unter bestimmten Umständen verpflichtet, 
dem Gerichtshof Fragen zur Auslegung und Gültigkeit des Gemeinschafts-
rechts vorzulegen, die sich im konkreten Fall stellen5. Den eigentlichen 
Rechtsstreit zwischen den Gemeinschaftsbürgern entscheidet der Gerichts-
hof dabei aber gerade nicht. Alle Rechtsstreitigkeiten über Fragen des Ge-
meinschaftsrechts, die nicht in die Kompetenz der europäischen Gerichte 
____________ 

1 Tönsfeuerborn, S. 23 f.; Hirsch, NVwZ 1998, 907, 910. 
2 So Rott, EuZW 2003, 5, 6. 
3 Vgl. auch Weyer, EuR 2000, 145, 145. 
4 Von der Groeben/Schwarze-Zuleeg, Art. 5 EG, Rn. 15. 
5 Vgl. zum Vorabentscheidungsverfahren statt aller Streinz, Rn. 630 ff. mwN. 
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fallen, sind von den Gerichten der Mitgliedstaaten zu entscheiden6. Für 
Privatrechtsstreitigkeiten zwischen den Gemeinschaftsbürgern sind also 
die nationalen Zivilgerichte zuständig.  

Der EG-Vertrag selbst enthält, abgesehen vom Vorabentscheidungsver-
fahren, keine eigenen einheitlichen Verfahrensvorschriften für den Zivil-
prozess zur Durchsetzung des materiellen Gemeinschaftsrechts vor den  
nationalen Gerichten7. Gemäß Art. 220 EG a.F. (jetzt Art. 293 EG) war für 
den Bereich des Zivilprozessrechts ursprünglich nur vorgesehen, dass die 
Mitgliedstaaten, „soweit erforderlich“, untereinander Verhandlungen ein-
leiten, um die Vereinfachung der Förmlichkeiten für die gegenseitige An-
erkennung und Vollstreckung richterlicher Entscheidungen und Schieds-
sprüche sicherzustellen8. Durch den Vertrag von Maastricht von 1992 wur-
de die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen dann zunächst in den  
Bereich der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten, die 
sog. „Dritte Säule der Gemeinschaft“, aufgenommen; und der Vertrag von 
Amsterdam von 1997 integrierte die justizielle Zusammenarbeit in Zivil-
sachen schließlich in die sog. „Erste Säule“ und damit in die Kompetenz 
der Gemeinschaft9. Im Laufe dieser Entwicklung ist auf den genannten 
Grundlagen eine Reihe von Übereinkommen, Verordnungen und Richt-
linien zum Zivilprozessrecht zustande gekommen10. Diese Maßnahmen 
betreffen allerdings regelmäßig das internationale Zivilprozessrecht und 
nicht das allgemeine Zivilverfahrensrecht der Mitgliedstaaten, obwohl das 
materielle Gemeinschaftsrecht gerade auch bei reinen Inlandsstreitigkeiten 
Bedeutung erlangt11.  

Es existiert somit kein umfassendes gemeinschaftsrechtliches Zivil-
prozessrecht für die Gerichtsverfahren zur Durchsetzung des materiellen 
Gemeinschaftsrechts vor den nationalen Zivilgerichten. Die von der sog. 
____________ 

6 Kakouris, (1997) 34 CML Rev., 1389, 1393; ebenso Oppermann, § 9, Rn. 12. 
7 Vgl. Koch, S. 26; Kakouris, (1997) 34 CML Rev., 1389, 1394; Weyer, EuR 2000, 

145, 146. 
8 Tönsfeuerborn, S. 28; Wagner, ZEuP 2001, 441, 448. 
9 Wagner, ZEuP 2001, 441, 448; ferner Grabitz/Hilf-Röben, Art. 65 EG, Rn. 2. Nach 

Art. 61, 65 EG besitzt die Gemeinschaft nun die Kompetenz zum Erlass von Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Zivilprozessrechts, soweit sie für das reibungslose Funktionieren des 
Binnenmarktes erforderlich sind. 

10 Z.B. Verordnung Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenz-
verfahren, ABlEG Nr. L 160, vom 30.06.2000, S. 1 ff.; Verordnung Nr. 44/2001 des 
Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und Vollstreckung ge-
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen in den Mitgliedstaaten, ABlEG 
Nr. L 12/1; Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Unter-
lassungsklagen zum Schutze der Verbraucherinteressen, ABlEG 11.6.1998, L 166, S. 51. 
Weitere Beispiele bei Calliess/Ruffert-Rossi, Art. 65 EG, Rn. 9 ff.; Tönsfeuerborn, S. 26 
ff.; Kohler/Knapp, ZEuP 2001, 116, 116 ff.; Rörig, EuZW 2004, 18, 18. 

11 Wagner, ZEuP 2001, 441, 449. 
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Storme-Kommission im Jahre 1994 vorgelegten Vorschläge für ein europä-
isches Zivilprozessgesetzbuch sind bislang nicht verwirklicht worden12.  

Die Zivilgerichte der Mitgliedstaaten wenden daher auch im Zivilpro-
zess, in dem es um die Durchsetzung des materiellen Gemeinschaftsrechts 
geht, grundsätzlich ihr nationales Zivilverfahrensrecht an. 

Im Zivilprozess traditioneller Prägung besitzen die Parteien die Herr-
schaft über die Bestimmung der Tatsachengrundlage und des Gegenstandes 
sowie über Beginn und Beendigung des Verfahrens. Ihnen obliegt es, die 
für die Entscheidung notwendigen Tatsachen vorzutragen und gegebenen-
falls nachzuweisen und den Streitgegenstand durch ihr Begehren zu be-
stimmen.  

Damit scheint die Anwendung des Gemeinschaftsrechts davon abzuhän-
gen, wie die Parteien ihren Prozess führen. Im Einzelfall kann es dazu 
kommen, dass eigentlich auf den zugrunde liegenden Rechtsstreit anwend-
bare materielle Rechtsvorschriften im konkreten Fall nicht zur Anwendung 
gelangen. Dies ist insbesondere dann möglich, wenn die Rechtsordnungen 
der Mitgliedstaaten den Parteien nicht nur die Beibringung der Tatsachen, 
sondern auch die Beibringung der anzuwendenden Rechtssätze auferlegen. 
Die folgenden Beispielsfälle sollen dies verdeutlichen: 

 
Fall 1: Die A aus Nancy ist im Betrieb des B in Paris als Arbeitneh-

merin beschäftigt. Der zwischen beiden geschlossene Einzelarbeitsvertrag 
enthält eine Entgeltregelung, die gegen Art. 141 EG (Gleiches Entgelt für 
Männer und Frauen) verstößt. Da B mit der Entgeltzahlung an die A um 
einige Monate im Rückstand ist, klagt A gegen B vor dem zuständigen 
französischen Gericht auf Zahlung des in ihrem Vertrag vereinbarten rück-
ständigen Entgelts. Im Zivilverfahren tragen weder A noch B die Tat-
sachen vor, aus denen sich der Verstoß der Entgeltregelung gegen Art. 141 
EG ergibt. Nach dem französischen Zivilprozessrecht ist das Gericht ge-
mäß Art. 6 und 7 NCPC an den Tatsachenvortrag der Parteien gebunden: 
Ergeben sich aus dem Tatsachenvortrag der Parteien keinerlei Anhalts-
punkte für die Anwendbarkeit einer materiellen Norm, so kann das Gericht 
sie nicht anwenden und darf insbesondere auch keine eigenen Sachver-
haltsforschungen anstellen. Die Anwendung dieser französischen Zivilver-
fahrensregeln würde daher im vorliegenden Fall dazu führen, dass das Zi-
vilgericht Art. 141 EG nicht prüfen und anwenden könnte. 

Fall 213: Das spanische Unternehmen U und das deutsche Unternehmen 
W treffen eine Vereinbarung über die Festsetzung von Preisen, die gegen 

____________ 
12 Vgl. Tönsfeuerborn, S. 22; Roth, ZZP 109 (1996), 271, 271 ff. 
13 Dieser Fall ist an einen Beispielsfall angelehnt, den Generalanwalt Jacobs in seinen 

Schlussanträgen zu der Entscheidung van Schijndel anführte, in EuGH, Slg. 1995,  
I-4705, Rn. 49 (van Schijndel). 
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Art. 81 EG verstößt. Da W sich nicht an die Absprache hält, fordert U die 
W mehrfach zur Einhaltung der Vereinbarung auf. W klagt daraufhin vor 
dem zuständigen deutschen Gericht auf Feststellung, dass die Vereinba-
rung gemäß Art. 81 EG unwirksam ist. Die in den Schriftsätzen von U und 
W angeführten Tatsachen lassen auf einen Verstoß gegen Art 81 EG 
schließen. Vor Beginn der mündlichen Verhandlung überlegt W es sich je-
doch anders, weil sie ihre guten Beziehungen zu U nicht gefährden will, 
und nimmt die Klage gemäß § 269 ZPO zurück. Gemäß § 269 III ZPO ist 
die Klage daher als nicht anhängig geworden zu betrachten. Nach deut-
schem Verfahrensrecht dürfte das Zivilgericht also keine materiell--
rechtliche Prüfung des Anspruchs vornehmen und könnte daher auch den 
Verstoß gegen Art. 81 EG nicht feststellen. 

Fall 3: Der Verbraucher O aus Oxford mietet bei der Londoner Auto-
vermietung des A einen Pkw. Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des 
A enthalten eine Klausel, in der die Haftung des A für Körperverletzungen 
der Mieter, die durch vorsätzliches oder fahrlässiges Verhalten des A ver-
ursacht werden, ausgeschlossen wird. Aufgrund eines Bremsversagens, das 
auf die grobe Fahrlässigkeit des A zurückzuführen ist, verursacht O einen 
Unfall, bei dem er erhebliche Verletzungen erleidet. O verklagt A vor ei-
nem englischen Gericht auf Zahlung von Schadensersatz. A beruft sich auf 
den Haftungsausschluss in seinen allgemeinen Geschäftsbedingungen. Die 
Klausel verstößt gegen die Unfair Terms in Consumer Contracts Regu-
lations 1999, mit denen die AGB-Richtlinie in das englische Recht umge-
setzt wurde14. O beruft sich jedoch im Zivilverfahren nicht auf die Miss-
bräuchlichkeit der Klausel nach den Regulations. Nach traditionellem  
englischem Zivilverfahrensrecht sind die Parteien nicht nur für die Bei-
bringung der Tatsachen, sondern auch für die Beibringung der vom Gericht 
anzuwendenden Rechtssätze verantwortlich; das Gericht hat sich bei seiner 
Entscheidung auf diejenigen Rechtssätze zu beschränken, die die Parteien 
vorgetragen haben. Danach könnte das Gericht im vorliegenden Fall nicht 
den Verstoß der Klausel gegen die Regulations und die daraus resultie-
rende Unverbindlichkeit der Klausel für den O feststellen. Das Gemein-
schaftsrecht, das durch die Regulations umgesetzt wird, käme damit hier 
nicht zur Anwendung. 

 
Um wirksam zu sein, bedarf das Gemeinschaftsrecht der Anwendung 

und Durchsetzung mit Hilfe der staatlichen Gerichte. Wie die drei Bei-
spielsfälle zeigen, führen die im traditionellen Zivilverfahren geltenden 
Grundsätze der Parteiherrschaft und der richterlichen Passivität jedoch  
dazu, dass die Anwendung und Durchsetzung des materiellen Rechts im 
____________ 

14 Richtlinie 1993/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klau-
seln in Verbraucherverträgen, ABlEG Nr. L 95 vom 21.04.1993, S. 29 ff.  
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Prozess mitunter erheblich eingeschränkt ist. Dies erscheint aus der Sicht 
des Gemeinschaftsrechts problematisch: 

Zum einen kann der durch eine materielle Gemeinschaftsvorschrift Be-
günstigte im Zivilverfahren unterliegen und damit de facto auch sein mate-
rielles Recht verlieren, wenn er den ihm durch das nationale Zivilverfah-
rensrecht auferlegten Obliegenheiten bei der Prozessführung nicht nach-
kommt. Zum anderen scheint die Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts 
gefährdet, wenn das nationale Recht den Parteien die Möglichkeit eröffnet, 
mit Hilfe ihrer prozessualen Dispositionsbefugnisse zu bewirken, dass  
eigentlich einschlägige materielle Vorschriften im konkreten Fall nicht an-
gewendet werden können. 

Die Zuerkennung einer derartigen prozessualen Dispositionsbefugnis 
durch das nationale Recht erscheint besonders dann problematisch, wenn 
die Parteien hierdurch die Nichtanwendung solcher materieller Gemein-
schaftsvorschriften erreichen können, die nach materiellem Recht gerade 
unabdingbar sind. In diesem Fall scheint das nationale Prozessrecht den 
Parteien eine Dispositionsbefugnis zu gewähren, die ihnen das materielle 
Gemeinschaftsrecht gerade untersagt. Solche privatrechtlichen Vorschrif-
ten, von denen die Parteien im materiellen Recht nicht durch Vereinbarung 
abweichen können, werden im Folgenden kurz „zwingende“ Vorschriften 
genannt15.  

Die weitaus meisten privatrechtlichen Gemeinschaftsvorschriften sind 
für eine oder beide Vertragsparteien bindend und damit zwingend ausge-
staltet. So sind zum Beispiel die Wettbewerbsvorschriften der Art. 81 und 
82 EG einer Parteidisposition entzogen16. Ganz allgemein sind ferner die 
meisten gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften zum Verbraucherschutz 
zumindest einseitig gegenüber dem Unternehmer zwingend ausgestaltet. 
So sind etwa gemäß Art. 7 der Richtlinie zum Verbrauchsgüterkauf Ver-
tragsklauseln, durch die die mit der Richtlinie gewährten Rechte einge-
schränkt werden, für den Verbraucher gemäß dem innerstaatlichen Recht 
nicht bindend17. Und nach Art. 6 der Haustürgeschäfte-Richtlinie kann der 

____________ 
15 In der vorliegenden Untersuchung wird der Begriff „zwingende Vorschrift“ also 

gleichgesetzt mit „nicht parteidispositiven Vorschriften“. Dass der Zusatz „zwingend“ im 
Bereich des Gemeinschaftsrechts mitunter auch anders verstanden wird, wird noch im 
Zusammenhang mit der Entscheidung des EuGH in van Schijndel zu sehen sein. Hierzu 
unten, C II 3 c. 

16 EuGH, Slg. 1995, I-4705, Rn. 13 (van Schijndel); Prechal, (1998) 35 CML Rev., 
681,700.  

17 Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 
1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Ver-
brauchsgüter, ABlEG Nr. L 171 vom 07.07.1999, S. 12 ff. 
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Verbraucher auf die ihm durch die Richtlinie gewährten Rechte nicht ver-
zichten18.  

II. Aufgabenstellung und Gang der Arbeit 
II. Aufgabenstellung und Gang der Arbeit 
Die vorliegende Arbeit widmet sich der Frage nach dem Verhältnis zwi-
schen dem materiellen Gemeinschaftsrecht und dem gemeinschaftsrecht-
lichen Interesse an seiner Anwendung und Durchsetzung einerseits und 
den nationalen zivilverfahrensrechtlichen Grundsätzen der Parteiherrschaft 
und der richterlichen Passivität andererseits. Besonderes Augenmerk gilt 
dabei dem gegenüber den einzelnen Unionsbürgern zwingenden materiel-
len Gemeinschaftsrecht. Neben den zwingenden gibt es allerdings auch  
einige dispositive Gemeinschaftsvorschriften. Als Beispiel sei hier Art. 6 I 
der Handelsvertreter-Richtlinie genannt, der bestimmt, dass der Handels-
vertreter bei Fehlen einer diesbezüglichen Vereinbarung zwischen den 
Parteien Anspruch auf die übliche Vergütung hat19. Im Hinblick auf die 
Diskussionen und Vorschläge zur Einführung eines einheitlichen europäi-
schen Vertragsrechts ist zudem nicht auszuschließen, dass sich in Zukunft 
ein größerer Bereich parteidispositiven Gemeinschaftsrechts entwickeln 
wird20. Die folgende Untersuchung beschränkt sich daher nicht auf das 
zwingende Gemeinschaftsrecht, sondern bezieht den gesamten Bereich des 
materiellen Gemeinschaftsrechts in die Betrachtung ein.  

Im Folgenden soll zunächst kurz dargestellt werden, auf welche Weise 
das Gemeinschaftsrecht im Bereich des Privatrechts und damit auch im na-
tionalen Zivilprozess Bedeutung erlangen kann (B). Sodann folgt eine Dar-
stellung der Rechtsprechungsentwicklung des Europäischen Gerichtshofs 
zum Verhältnis zwischen Gemeinschaftsrecht und nationalem Verfahrens-
recht und zur Rollenverteilung zwischen Parteien und Gericht im nationa-
len (Zivil-)Prozess (C). 

Im dritten Teil (D) wird untersucht, wie in den drei Mitgliedstaaten 
Deutschland, England und Frankreich die Rollenverteilung zwischen Par-
teien und Gericht im Zivilverfahren ausgestaltet ist. Neben einer allgemei-
nen Darstellung des nationalen Verfahrensrechts soll untersucht werden, 

____________ 
18 Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Ver-

braucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen, 
ABlEG Nr. L 372 vom 31.12.1985, S. 31 ff. 

19 Richtlinie 86/653/EWG des Rates vom 18. Dezember 1986 zur Koordinierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die selbständigen Handelsvertreter, 
ABlEG Nr. L 382 vom 31.12.1986, S. 17 ff. 

20 Vgl. hierzu nur Ranieri, S. 30 ff.; Remien, S. 66 ff.; Rengeling/Middeke/Geller-
mann, § 37, Rn. 2; jeweils mwN. 
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ob sich an der Rollenverteilung im Zivilverfahren der drei Mitgliedstaaten 
etwas ändert, wenn es im Zivilprozess um die Anwendung des (zwingen-
den) materiellen Gemeinschaftsrechts geht. 

Der vierte Teil der Arbeit (E) befasst sich dann mit der Frage, ob und 
inwiefern die nationalen Zivilverfahrensgrundsätze der Parteiherrschaft 
und der richterlichen Passivität mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar 
sind. Dabei wird zu untersuchen sein, ob und gegebenenfalls inwieweit das 
Gemeinschaftsrecht verlangt, dass Parteidispositionen im Zivilprozess 
ausgeschlossen sind und dass die nationalen Zivilgerichte (zwingende) ma-
terielle Gemeinschaftsvorschriften, notfalls auch entgegen dem Willen der 
Parteien, von Amts wegen anwenden, um ihnen zur Durchsetzung zu ver-
helfen. In diesem letzten Teil der Arbeit soll damit eine Antwort auf die 
Frage nach dem Verhältnis zwischen den scheinbar gegensätzlichen Inte-
ressen der einheitlichen und wirksamen Geltung des materiellen Gemein-
schaftsrechts einerseits und den nationalen Grundsätzen der Parteiherr-
schaft und der richterlichen Passivität andererseits gefunden werden.  


